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Lieber Herr Beckmeyer, meine sehr verehrten Damen und Herren,  

 

die deutsche Seehafenwirtschaft bleibt eine Wachstumsbranche. Ihr Umschlag 

wird sich bis 2030 voraussichtlich verdoppeln. Um diese Wachstumschancen zu 

nutzen, müssen die Seehafenanbindungen bedarfsgerecht ausgebaut werden. 

 

An politischen Absichtserklärungen fehlt es nicht: Koalitionsvertrag, Nationales 

Hafenkonzept, Aktionsplan Güterverkehr und Logistik sowie Nationale Maritime 

Konferenzen postulieren, die Seehafenanbindungen prioritär auszubauen. 

 

Die verfügbaren Investitionsmittel, Klagen von Minderheitsinteressen gegen 

Planfeststellungbeschlüsse, noch nicht abgeschlossene Planfeststellungsver-

fahren sowie weitere Verzögerungen haben jedoch leider  dazu geführt, dass 

die beabsichtigten Maßnahmen nur teilweise umgesetzt werden konnten. 

 

Leistungsfähige Seehafenanbindungen sind für die deutsche Volkswirtschaft je-

doch unverzichtbar. 

 

Der Ausbau der seewärtigen Zufahrten und Hinterlandanbindungen der deut-

schen Seehäfen bleibt eine wichtige Aufgabe von nationaler Bedeutung. 

 

Wir brauchen daher in der neuen Legislaturperiode ein eindeutiges, mit finanzi-

ellen Mitteln untermauertes, Bekenntnis der neuen Bundesregierung zum Aus-

bau der Seehafenanbindungen. 

 

Wir möchten Sie daher bitten, sich dafür einzusetzen, dass die Maßnahmen 

zum Ausbau der seewärtigen Zufahrten und Hinterlandanbindungen der deut-

schen Seehäfen prioritär in den neuen Bundesverkehrswegeplan 2015 aufge-

nommen werden. 
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Ziel muss es sein, ein realistisches und finanzierbares Gesamtkonzept aufzu-

stellen. 

 

Dabei sollte die Investitionslinie von bisher jährlich rund 10 Mrd. € in den nächs-

ten Jahren deutlich - um bis zu 4 Mrd. € jährlich - angehoben werden, um dem 

Nachholbedarf gerecht zu werden. 

 

Hinsichtlich der vorgesehenen Priorisierungsstrategie sollten Projekte der See-

hafenanbindungen in die Kategorie „Vordringlicher Bedarf Plus“ aufgenommen 

werden. 

 

Dabei darf die Umweltbetroffenheit dieser Maßnahmen nicht zu einem K.O.-

Kriterium für die Aufnahme von Projekten in die Kategorie VB+ führen. 

 

Wenn angesichts der Schuldenbremse die Haushaltsmittel künftig noch stärker 

begrenzt sind, kommt es bei den Verteilungskämpfen noch mehr auf die Priori-

sierung der Mittel an. Dabei muss der Ausbau der Hafenanbindungen als Vor-

haben von nationaler Bedeutung stärker als bisher berücksichtigt werden. 

 

In der neuen Legislaturperiode sollte das Nationale Hafenkonzept als strategi-

sche Leitlinie für die Hafenpolitik fortgeschrieben werden. Der Beirat zur Um-

setzung des Nationalen Hafenkonzepts hat diesem Vorschlag des Bundesver-

kehrsministeriums bereits zugestimmt. 

 

Dabei muss die Finanzierbarkeit der Maßnahmen von Anfang an geklärt wer-

den.  

 

Die Fortschreibung des Nationalen Hafenkonzepts muss auch weiterhin von 

dem Leitbild und der Zielsetzung ausgehen, den Seehafenstandort Deutschland 

zu stärken. Es kann nicht zusätzliche Aufgabe der Fortschreibung des Nationa-

len Hafenkonzepts sein, die Hinterlandanbindungen ausländischer Wettbe-

werbshäfen zu stärken. 
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Das Bundesverkehrsministerium wird noch in dieser Legislaturperiode Leitlinien 

zur Fortschreibung des Nationalen Hafenkonzepts vorlegen. 

 

Dabei wird es auch um den Ausbau der Offshore-Windenergie gehen. Wir ha-

ben den Bund aufgefordert, sich an der Finanzierung der Hafeninfrastruktur 

zum Ausbau der Offshore-Windenergie zu beteiligen. In einem Gesprächsforum 

mit den zuständigen Bundesministerien, norddeutschen Ländern und der Ha-

fenwirtschaft soll diese Frage erörtert werden. 

 

Auch hier benötigen wir Ihre Unterstützung. 

 

Meine sehr geehrten Damen und Herren,  

 

unsere Erwartungen an die Politik in der neuen Legislaturperiode möchte ich 

wie folgt zusammenfassen: 

 

Wir brauchen ein eindeutiges, mit finanziellen Mitteln untermauertes, Bekennt-

nis der neuen Bundesregierung zum Ausbau der Seehafenanbindungen. 

 

Im neuen Bundesverkehrswegeplan 2015 müssen die Projekte zum Ausbau der 

Seehafenanbindungen in die Kategorie „Vordringlicher Bedarf Plus“ aufgenom-

men werden. 

 

Als strategische Leitlinie für die Hafenpolitik sollte das Nationale Hafenkonzept 

fortgeschrieben werden mit dem Ziel, den Seehafenstandort Deutschland zu 

stärken. Dabei muss die Finanzierbarkeit der Maßnahmen von Anfang an ge-

klärt werden. 

 

Wir möchten Sie bitten, unsere Anliegen zu unterstützen und sich in der neuen 

Legislaturperiode hierfür einzusetzen. 

 


